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Politik und Verwaltung haben es 
sträflich versäumt, die Energiepo-
litik als Teil der Sicherheitspolitik 
zu begreifen und entsprechend zu 
handeln. Offenbar fühlt sich hier-
zulande niemand so richtig ver-
antwortlich für die Versorgungs-
sicherheit mit Strom. Sicher: Wir 
haben Pflichtlager, für Weizen, 
Kaffee oder eben Benzin und 
Diesel. Einen Gasspeicher besitzt 
die Schweiz indes nicht. Die Gas-
vorräte, die wir gemäss Bundes-
gesetz für wirtschaftliche Landes-
versorgung haben sollten, liegen 
in Form von Heizöl vor! Somit ist 
es fraglich, ob Gaskraftwerke als 
Notlösung sinnvoll sind. Im Notfall 
kann deshalb der Bundesrat an-
ordnen, dass zweistofffähige 
Gasturbinen mit Heizöl betrieben 
werden müssen. Angesichts der 
drohenden Gas-Mangellage 
schlagen jetzt die Versäumnisse 
der Politik – es gibt immer noch 
kein Gasversorgungsgesetz – 
und der Gasbranche (keine Gas-
speicher) knallhart zurück.

Dazu hätte man umgehend nach 
der Abstimmung über die Ener-
giestrategie von 2017 aktiv wer-
den müssen. Denn schliesslich 
war klar, dass die Umstellung auf 
eine Stromversorgung mit soge-
nannten neuen erneuerbaren 
Energien nicht ohne ein «Back-
up» auskommt, dass auch bei 
Dunkelflauten zuverlässig Band-
strom liefern wird. Doch so viel 
Realität wollte man den Stimm-
bürgern wohl nicht aufbürden: Im 
Abstimmungsbüchlein zur Ener-
giestrategie waren die Gaskraft-
werke kein Thema, sie ver-
schwanden vor der Abstimmung 
denn auch aus den offiziellen 
Dokumenten. 

Es war also von Anfang an klar, 
dass wir mit der Energiestrategie 
nach den Prinzipien Verdrängung, 
Hoffnung und Import verfahren 
würden. Der Energie Club 
Schweiz (ECS) wies stets darauf 
hin, dass dies nicht gut kommen 
kann. Der Stromverbrauch in der 
Schweiz ist entgegen der Prog-
nose gestiegen, nicht gesunken. 
Gleichzeitig ist die Importmöglich-
keit von Strom politisch in Frage 
gestellt: Die EU will von einem 
Stromabkommen nichts wissen, 
solange die sogenannten «institu-
tionellen Fragen» nicht geklärt 
sind. Aber selbst wenn dieser poli-
tische Knoten gelöst wird, ist es 
fraglich, ob im Winter überhaupt 
genügend Strom in Europa vor-
handen sein wird, damit die 
Schweiz ihre Produktionslücke 
über Importe füllen kann. Aktuell 
läuft unser wichtigster Strom-
importeur, Deutschland, selbst in 
eine verheerende Strommangel-
lage. Es gibt also jenseits der 
Grenze schlicht keinen Strom, 
den man in die Schweiz liefern 
könnte. Auch ein Stromabkom-
men produziert keine einzige 
Kilowattstunde.

Die zunehmende Auslandabhän-
gigkeit in den Wintermonaten wird 
sich rächen. Spätestens dann, 
wenn die verbleibenden Kern-
kraftwerke vom Netz gehen wer-
den, dürfte es hierzulande zap-
penduster werden. Damit es nicht 
so weit kommt, müssen die 
Weichen jetzt gestellt werden. Die 
Versorgung mit Strom und 
Energie muss endlich verbindlich 
geregelt und die Zuständigkeiten 
geklärt werden. Zudem muss das 
unsägliche Neubauverbot für 
Kernkraftwerke aus dem Kern-
energiegesetz gestrichen wer-
den. Der Energie Club Schweiz 
hat deshalb die Volksinitiative «Je-
derzeit Strom für alle (Blackout 
stoppen)» lanciert. 

Wollen wir uns in Zukunft sicher 
mit Strom versorgen können, müs-
sen wir technologieoffen sein und 
Energie- sowie Strompolitik als 
das begreifen, was sie am Ende 
ist: Sicherheitspolitik. Und dort ver-
fährt man in der Schweiz seit jeher 
gemäss der Doktrin, dass wir uns 
nicht auf das Ausland verlassen, 
sondern unsere Hausaufgaben 
selbst machen müssen. Wir brau-
chen also nicht nur neue Kampf-
jets – sondern vor allem ausrei-
chende zuverlässige Strom-
produktion auch im Winter! +

erzielt werden kann. Doch ehrlich 
gesagt sollte man sich, ange-
sichts der sich ändernden Sicher-
heitslage in Europa, auch ernst-
haft Gedanken machen, ob die 
Armee nicht immer weiter verklei-
nert werden darf. Sie müsste statt-
dessen vergrössert und optimiert 
werden. 

Wenn der oberste Wächter über 
die Stromversorgung, der Präsi-
dent der Eidgenössischen Elektri-
zitätskommission, Werner Lugin-
bühl, den Schweizer Haushalten 
rät, ihren Kerzenvorrat aufzusto-
cken, dann sollte es jedem ein-
leuchten, dass wir an einem ande-
ren Ort ein noch viel akuteres 
Problem haben, das sich, wenn 
wir Pech haben, diesen Winter 
schonungslos zeigen wird: Ro-
mantisch gesprochen bei Kerzen-
licht und Wolldecken, weniger 
wohlig gesehen bei temporären 
Stromabschaltungen und Ratio-
nierungen mit allen wirtschaftli-
chen und sozialen Folgen.         >>

Der Ukraine-Krieg hat auf er-
schreckende Weise gezeigt, dass 
wir die Sicherheitspolitik über 
Jahre viel zu klein gedacht haben. 
Natürlich ist es wichtig, dass un-
ser Land eine ausreichende An-
zahl moderner Kampfjets hat; 
oder dass die Armee leistungsfä-
hige Bodensysteme besitzt, mit 
denen im Ernstfall auch Wirkung 

…von übertriebenem Klima-Ge-
schwafel, von Energiewende-
Phantasien, von der Elektro-
auto-Masseneuphorie und neu-
erdings kulturellen Aneignun-
gen. Und es gefällt mir nicht, mir 
von pubertierenden Kindern vor-
schreiben zu lassen, was ich bis-
her alles falsch gemacht habe. 
Genauso habe ich es satt mit an-
zusehen, wie die deutsche 
Sprache verschandelt wird. 

Ich finde es auch unerträglich mit-
erleben zu müssen, wie die «bun-
te Gesellschaft» zunehmend 
Recht und Sicherheit missach-
tet. Das ist nicht mehr meine Hei-
mat «Schweiz» wie sie einst war. 
Aber ich hoffe, dass wir zurück-
kehren zu einer unabhängigen, 
selbstbestimmten, weltoffenen, 
sauberen, pünktlichen, zuver-
lässigen Schweiz. Dazu gehört 
eine gut ausgebildete Armee, die 
unsere ganze Bevölkerung (da-
mit auch die Armeeabschaffer!) 
schützt. 

Ich träume weiter, aber die Hoff-
nung stirbt ja bekanntlich zuletzt!

Vanessa Meury
Präsidentin Energie Club Schweiz

BEWAFFNETE 
NEUTRALITÄT

PRIVATER 
WAFFENBESITZ
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Ich habe die Nase voll...

Marcel Bieri
Kassier der Schweiz. Vereinigung 
PRO LIBERTATE, Zollikofen BE
kassier@prolibertate.ch
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Energiepolitik ist auch 
Sicherheitspolitik

Wer weiss mehr?

Cannabis-Legalisierung belastet 
das Schweizer Gesundheitswesen

Russen gegen Sowjets

Linke Träumer

Sturmwarnung vor heim-
tückischer Gemütlichkeit

Angriffsziel Schweiz

Sold und Solderhöhung
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Geschichte Auf Distanz zusammenrücken – 
geht das?
Auf Distanz zusammenrücken – 
geht das?

Corona-Krise 
in der Schweiz

Four aD Ursula Bonetti
Militärpublizistin, Leuzigen BE

Ja, es geht. Wir dürfen uns in der 
Krisenlage, die unser ganzes 
Land erfasst hat, gegenseitig 
nicht im Stich lassen. Rücken wir 
zusammen in unseren Gedanken 
aneinander und mit moralischer 
Unterstützung im Rahmen unse-
rer Möglichkeiten.

Diese ausserordentliche Lage in 
der Schweiz ist eine Situation, die 
uns alle angeht. Es braucht Fan-
tasie und Flexibilität, es braucht 
ein Umdenken in den Gewohn-
heiten, in den persönlichen An-
sprüchen, im Tagesablauf. Es 
braucht sehr viel Disziplin und viel 
Verständnis, auch Hilfsbereit-
schaft. Es braucht auch ab und zu 
Humor, um mit der Situation zu-
rechtzukommen. Wir dürfen es 
nicht auf die leichte Schulter neh-
men! Wir sollten uns nicht beein-
flussen lassen von zu vielen medi-
zinischen Zeitungsartikeln, die teil-
weise fragwürdig und tendenziös 
sind. Wir müssen sehr aufmerk-
sam werden und wir dürfen den ge-
sunden Menschenverstand nicht 
ausschalten.

In der Tagespresse wird unheim-
lich viel zu COVID-19 geschrie-
ben. Wir werden aus einer gewis-
sen Lethargie aufgescheucht. Wir 
lernen wieder zu schätzen, was 
wir haben und wir lernen, mit dem 
Vorhandenen und Erhältlichen 
auszukommen, auch wenn es 
nicht immer «Bio» ist. Wir müssen 

Ilko-Sascha Kowalczuk: «Die 
Übernahme – Wie Ostdeutsch-
land Teil der Bundesrepublik 
wurde», 319 Seiten, Verlag Beck, 
München.

ISBN 978-3-406-74020-6
Verkaufspreis: 28 Franken

Leben und leben lassen: Staatli-
che Regulierungen engen unnö-
tig ein und schaden mehr als sie 
nützen.»            Foto: pixabay.com

Geschichte Wer weiss mehr?Wer weiss mehr?PRO LIBERTATE

Die «Sonntagszeitung» hat einen 
Kommentar gebracht mit dem 
Titel: «Der kalte Krieg mit der EU 
muss ein Ende haben». Wer so et-
was schreibt und unser Verhältnis 
zur EU mit dem Kalten Krieg ver-
gleicht, hat keine Ahnung, was der 
Kalte Krieg war, hat keine Ahnung 
von der Schweiz und hat keine 
Ahnung von der EU. 

Der kalte Krieg, den die Schweiz 
gegen die EU führe, müsse ein 
Ende haben, schreibt der Polit-
chef und Leiter der Bundeshaus-
redaktion der «Sonntagszeitung» 
in seinem eigenen Kommentar 
zum Krieg in der Ukraine. Denn 
auch ein europäisches Land sei 
Freiwild für Despoten, Zitat: «so-
lange es nicht politisch und militä-
risch zur Europäischen Gemein-
schaft gehört.» Wir müssten, so 
der Kommentar, sofort die institu-
tionelle Bindung übernehmen, al-
so die EU zum Gesetzgeber und 
Richter in der Schweiz machen. 
Alles andere sei kalter Krieg mit 
der EU.

Offenbar hat man bei der Sonn-
tagszeitung keine Vorstellung 
mehr, was der Kalte Krieg von 
1945 bis 1989 war: Ein Eiserner 
Vorhang zwischen Ost und West, 
eine Mauer mit Schussbefehl mit-
ten durch Berlin, gegenseitige 
Kriegsdrohungen, ein atomares 
Wettrüsten, die Hunger-Blockade 
von Berlin, Kriege in Korea, Viet-
nam und Afghanistan. 1962 in der 
Kuba-Krise, als die Sowjetunion in 
Kuba unter dem Kommunist Fidel 

Politik und Verwaltung haben es 
sträflich versäumt, die Energiepo-
litik als Teil der Sicherheitspolitik 
zu begreifen und entsprechend zu 
handeln. Offenbar fühlt sich hier-
zulande niemand so richtig ver-
antwortlich für die Versorgungs-
sicherheit mit Strom. Sicher: Wir 
haben Pflichtlager, für Weizen, 
Kaffee oder eben Benzin und 
Diesel. Einen Gasspeicher besitzt 
die Schweiz indes nicht. Die Gas-
vorräte, die wir gemäss Bundes-
gesetz für wirtschaftliche Landes-
versorgung haben sollten, liegen 
in Form von Heizöl vor! Somit ist 
es fraglich, ob Gaskraftwerke als 
Notlösung sinnvoll sind. Im Notfall 
kann deshalb der Bundesrat an-
ordnen, dass zweistofffähige 
Gasturbinen mit Heizöl betrieben 
werden müssen. Angesichts der 
drohenden Gas-Mangellage 
schlagen jetzt die Versäumnisse 

der Politik – es gibt immer noch 
kein Gasversorgungsgesetz – 
und der Gasbranche (keine Gas-
speicher) knallhart zurück.

Dazu hätte man umgehend nach 
der Abstimmung über die Ener-
giestrategie von 2017 aktiv wer-
den müssen. Denn schliesslich 
war klar, dass die Umstellung auf 
eine Stromversorgung mit soge-
nannten neuen erneuerbaren 
Energien nicht ohne ein «Back-
up» auskommt, dass auch bei 
Dunkelflauten zuverlässig Band-
strom liefern wird. Doch so viel 
Realität wollte man den Stimm-
bürgern wohl nicht aufbürden: Im 
Abstimmungsbüchlein zur Ener-
giestrategie waren die Gaskraft-
werke kein Thema, sie ver-
schwanden vor der Abstimmung 
denn auch aus den offiziellen 
Dokumenten. 

Es war also von Anfang an klar, 
dass wir mit der Energiestrategie 
nach den Prinzipien Verdrängung, 
Hoffnung und Import verfahren 
würden. Der Energie Club 
Schweiz (ECS) wies stets darauf 
hin, dass dies nicht gut kommen 
kann. Der Stromverbrauch in der 
Schweiz ist entgegen der Prog-
nose gestiegen, nicht gesunken. 
Gleichzeitig ist die Importmöglich-
keit von Strom politisch in Frage 
gestellt: Die EU will von einem 
Stromabkommen nichts wissen, 
solange die sogenannten «institu-
tionellen Fragen» nicht geklärt 
sind. Aber selbst wenn dieser poli-
tische Knoten gelöst wird, ist es 
fraglich, ob im Winter überhaupt 
genügend Strom in Europa vor-
handen sein wird, damit die 
Schweiz ihre Produktionslücke 

über Importe füllen kann. Aktuell 
läuft unser wichtigster Strom-
importeur, Deutschland, selbst in 
eine verheerende Strommangel-
lage. Es gibt also jenseits der 
Grenze schlicht keinen Strom, 
den man in die Schweiz liefern 
könnte. Auch ein Stromabkom-
men produziert keine einzige 
Kilowattstunde.

Die zunehmende Auslandabhän-
gigkeit in den Wintermonaten wird 
sich rächen. Spätestens dann, 
wenn die verbleibenden Kern-
kraftwerke vom Netz gehen wer-
den, dürfte es hierzulande zap-
penduster werden. Damit es nicht 
so weit kommt, müssen die 
Weichen jetzt gestellt werden. Die 
Versorgung mit Strom und 
Energie muss endlich verbindlich 
geregelt und die Zuständigkeiten 
geklärt werden. Zudem muss das 
unsägliche Neubauverbot für 
Kernkraftwerke aus dem Kern-
energiegesetz gestrichen wer-
den. Der Energie Club Schweiz 
hat deshalb die Volksinitiative «Je-
derzeit Strom für alle (Blackout 
stoppen)» lanciert. 

Wollen wir uns in Zukunft sicher 
mit Strom versorgen können, müs-
sen wir technologieoffen sein und 
Energie- sowie Strompolitik als 
das begreifen, was sie am Ende 
ist: Sicherheitspolitik. Und dort ver-
fährt man in der Schweiz seit jeher 
gemäss der Doktrin, dass wir uns 
nicht auf das Ausland verlassen, 
sondern unsere Hausaufgaben 
selbst machen müssen. Wir brau-
chen also nicht nur neue Kampf-
jets – sondern vor allem ausrei-
chende zuverlässige Strom-
produktion auch im Winter! +

Leser Hugo Gerlach sandte uns 
per E-Mail das Foto von diesem 
Anstecker mit Aufschrift «PRO 
LIBERTATE» zu. Dem Vorstand 
ist dieser Pin leider nicht bekannt 
und wir können nicht verifizieren, 
ob ein Zusammenhang mit der 
Vereinigung PRO LIBERTATE be-
steht. Falls Sie mehr über diesen 
Anstecker wissen, lassen Sie es 
uns wissen: Wir freuen uns auf 
Ihre Zuschrift via Telefon/SMS 
079 302 10 09 oder via E-Mail an 
info@prolibertate.ch. +

Foto: pixabay.com

Foto: zvg



Geschichte Cannabis-Legalisierung belastet 
das Schweizer Gesundheitswesen
Cannabis-Legalisierung belastet 
das Schweizer Gesundheitswesen

Drogenpolitik

Foto: © VBS / DDPS

Gemäss dem kürzlich veröffent-
lichten Jahresbericht des UNO-
Büros für Drogen- und Verbre-
chensbekämpfung wird weltweit 
immer mehr gekifft. In der EU ist 
der Konsum von Hanf-Drogen die 
Ursache für rund 30 Prozent der 
Drogentherapien. Das immer stär-
kere Haschisch und Marihuana 
auf dem Markt hat bei regelmässi-
gem Konsum zu einem Anstieg 
von Sucht und psychischen 
Erkrankungen in Westeuropa ge-
führt. Auch in Afrika und in latein-
amerikanischen Ländern zeigt 
sich eine ähnliche Entwicklung.

Gemäss Studien der Universität 
Genf werden in der Schweiz pro 
Tag rund 750'000 Joints geraucht. 
Die Gefahr liegt nicht nur in der 
Menge, sondern auch in der Tat-
sache, dass Haschisch und Mari-
huana laut dem UNO-Bericht von 
Jahr zu Jahr gesundheitsschädi-
gender werden, weil sie immer 
mehr THC (Tetrahydrocannabi-
nol) enthalten. THC ist ein psy-
choaktiver Wirkstoff, der einen 
Rauschzustand erzeugt und 
schwere psychische Erkrankun-
gen hervorrufen kann. In den 
1960er Jahren lag der THC-Ge-
halt nach Angaben des «Schwei-
zer Fachverbandes Sucht» in der 
Schweiz noch bei max. 3 Prozent, 
heute zwischen alarmierenden 10 
und 20 Prozent. 

Legalisierung führt ins Abseits

Weil Cannabis in der Schweiz ille-
gal ist, sei es für die «Konsumen-

tinnen und Konsumenten schwie-
rig», den THC-Gehalt abzuschät-
zen. Die Projektleiterin des 
Schweizer Fachverbandes Sucht 
plädiert deshalb in der NZZ vom 
28.6.2022 für eine Legalisierung 
von Cannabis: «Personen mit ei-
nem problematischen Konsum 
können dann mit Hilfsangeboten 
besser erreicht werden.»

Die Legalisierung ist der in diesen 
Kreisen typische Weg des ge-
ringsten Widerstandes. Ziel der 
Drogenlegalisierer ist nicht Sucht-
freiheit und ein selbstbestimmtes 
Leben, nicht der Schutz der Ge-
sunden und die Heilung der Dro-
genkranken, sondern Schmerz-
freiheit und verschiedene Sucht-
programme. Weil das Ziel der 
Drogenlegalisierer falsch ist, sind 
auch ihre Massnahmen verfehlt.

Drogensucht fördern?

In Nordamerika wird als Folge der 
Legalisierung mehr Cannabis kon-
sumiert – besonders unter jungen 
Leuten. Ein wachsender Anteil an 
psychischen Störungen (u.a. 
Schizophrenie) und von Selbst-
morden geht laut dem UNO-Be-
richt auf den regelmässigen Kon-
sum von Cannabis zurück. Auch 
die Spitalaufenthalte aufgrund 
des Drogenkonsums nehmen zu. 
Der grösste Schaden in Nord-
amerika wird weiterhin von ge-
fährlichen Opioiden (Schmerzmit-
teln) angerichtet. Zu diesen he-
roinartigen Substanzen zählt etwa 
Fentanyl. Nach vorläufigen Schät-
zungen starben 2021 in den USA 
rund 108'000 Menschen an einer 
Überdosis, 17 Prozent mehr als 
im Jahr zuvor. 

Die UNO schätzt, dass weltweit 
284 Millionen Jugendliche und 
Erwachsene Drogen konsumie-
ren. Mehr als 11 Millionen Süch-
tige spritzen sich die Rauschgifte. 
Die Hälfte davon ist mit Hepatitis 
C infiziert, 1,4 Millionen leben mit 

Aids. Nebst den verheerenden ge-
sundheitlichen Konsequenzen für 
die Betroffenen werden die Ge-
sundheitseinrichtungen zusätz-
lich massiv belastet. 

Wehret den Anfängen!

Auch wenn das Hauptübel die har-
ten Drogen und Schmerzmittel 
sind: Nach wie vor beweisen di-
verse Studien, dass die soge-
nannt «weichen» und dennoch ge-
fährlichen Drogen oft Einstiegs-
drogen sind, die zu «schwererem 
Geschütz» animieren. Cannabis 
und Marihuana sowie gewisse 
«Partydrogen» sprechen vor al-
lem die Jungen an.

Leider haben die Eidgenössi-
schen Räte kürzlich für einige Ver-
wirrung gesorgt, als sie den An-
bau von CBD-Hanf (angeblich mit 
nur beruhigender und schmerzlin-
dernder Wirkung) und den Eigen-
gebrauch toleriert haben. So wer-
den die Grenzen zwischen Legali-
tät und Illegalität verwischt, und 
für die Strafverfolgungsbehörden 
wird es viel schwieriger, an die 
Händler heranzukommen. Auch 
die geplanten Cannabisversuche 
(u.a. in Zürich in Zusammenarbeit 
mit Apotheken) mit bis zu 20-pro-
zentigem THC-Gehalt sind inkon-
sequent und der falsche Weg. Im 
Strassenverkehr gilt Null-Toleranz 
bei Alkohol – bei Cannabis-Ver-
suchsteilnehmern gilt ein anderes 
Recht: Fahrausweise müssen 
nicht abgegeben werden.

Unsere Kinder schützen

Cannabis darf nicht unterschätzt 
werden, gerade auch aufgrund 
der psychischen Störungen, wel-
che ausgelöst oder verstärkt wer-
den. Es ist unsere Pflicht, auch un-
sere Nachkommen vor Drogen zu 
schützen. Neben dem wichtigen 
Jugendschutz beugt dies auch 
der Überlastung der Gesundheits-
systeme vor. Oberstes Ziel – auch 
gegenüber sogenannt weichen 
Drogen und Einstiegsdrogen – 
muss stets die Suchtprävention, 
der Schutz der Gesunden und die 
Suchtfreiheit sein. Die Verharm-
losung der Rauschgifte bringt uns 
nicht weiter. +

Nina Fehr Düsel
Kantonsrätin, Vorstandsmitglied 
der Vereinigung «Eltern gegen 
Drogen», Küsnacht ZH

«Heil Hitler! Heil Bandera! Lang lebe der Ukrainische Unabhängige 
Staat! Lang lebe unser Führer S. Bandera». Torbogen auf Schloss 
Schowkwa, Juli–August 1941. Rechts: Ukrainische Briefmarke anläss-
lich des 100. Geburtstages von Bandera. Fotos: Wikimedia

Geschichte Jeder Stimmberechtigte übernimmt 
Mitverantwortung bei Abstimmungen
Jeder Stimmberechtigte übernimmt 
Mitverantwortung bei Abstimmungen

Volksrechte

Die Unterlagen, welche man benö-
tigt, um sich eine Meinung zu bil-
den, werden dem Stimmberech-
tigten rechtzeitig zugestellt. Die 
Botschaften enthalten meistens 
umfangreiche Angaben, die dem 
Laien manchmal nicht ganz ver-
ständlich sind. Es ist Pflicht der 
Behörden, die Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürger nicht nur ober-
flächlich, sondern detailliert und in 

oder nur teilweise zu verstehen 
oder lesen zu können, wird das 
Wesentliche zusammengefasst 
und im Stimmmaterial entspre-
chend festgehalten, damit die 
Meinungsbildung aller Stimmbe-
rechtigten gelingt und eine Stim-
me an der Urne oder schriftlich ab-
gegeben werden kann. 

Nur wer seine Verantwortung als 
Staatsbürger wahrnimmt und an 
Abstimmungen teilnimmt, leistet 
seinen aktiven Beitrag an die De-
mokratie. +

allen Einzelheiten transparent zu 
informieren, damit sie sich eine ei-
gene Meinung bilden können, und 
andererseits ist es die Pflicht der 
Stimmberechtigten, diese Unter-
lagen zu lesen, sich mit den Un-
terlagen, insbesondere die Bot-
schaften von Regierung und Par-
lament, vertraut zu machen und 
Abstimmungen nicht zu versäu-
men, sondern daran teilzuneh-
men. 

Für Stimmberechtigte, die Mühe 
bekunden, die Botschaften nicht 

Michael Brun
Bern

Foto: pixabay.com



4
5

Billig-Armee oder Luftschloss-
Armee: In seinen Schriften geht 
Autor Rudolf Schaub detailliert 
auf die aktuellen Schwächen ein. 
Jetzt bestellen auf Seite 8.

Friedrich-Wilhelm Schlomann blickt auf die Ereignisse zurück, die zur 
jahrzehntelangen Teilung Deutschlands führten.                       Foto:ZVG

Geschichte Afghanistan 2021: Militärischer Erfolg 
und politische Niederlage
Afghanistan 2021: Militärischer Erfolg 
und politische Niederlage

Krieg gegen 
den Terror

Georg Vancura
Buchs AG

Martin Burkhard: Dokumentar-
film «Das Réduit – Geschichte 
von 1939 bis 1945», Verlag Pro 
Libertate, Zollikofen.

DVD, Laufzeit ca. 40 Minuten,
Verkaufspreis: 24 Franken

Geschichte Russen gegen SowjetsRussen gegen SowjetsKalter Krieg

Ab 1951 fanden Schüler in der 
DDR in der Nähe sowjetischer 
Truppenübungsplätze bunte Zet-
tel mit fremdartigen Buchstaben 
und stellten fest, dass im Westen 
russische Emigranten-Organisa-
tionen das Sowjetsystem be-
kämpften. Sie übergaben diese 
Flugblätter indes nicht der Stasi, 
sondern versteckten sie heimlich 
trotz aller damit verbundenen Ge-
fahren. Im Laufe der Jahre stieg ih-
re Sammlung auf 292 verschiede-

ne Flugblätter, viele kamen auch 
von deutschen Widerstands-
gruppen in West-Berlin. Allen ge-
meinsam war die Forderung nach 
Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit, das weitaus häufigste Wort 
lautete «Freiheit».

Autoren dieser Aufrufe waren un-
terschiedlichste Organisationen. 
Einmal war es «ZOPE», der «Zen-
tralverband politischer Emigran-
ten aus der UdSSR», welcher bis 
zu seiner Auflösung 1960 mit 
Millionen Flugblättern Aufklärung 
in der Sowjetarmee der DDR be-
trieb.

Aktiver war «NTS», der «Bund der 
russischen Solidaristen», welcher 
schon 1930 gegründet wurde. 
Seine eng bedruckten Papiere rie-
fen zur Bildung von Widerstands-
gruppen mit drei Vertrauten auf, 
gaben Anweisungen zur Her-
stellung eigener Flugblätter und 
nannten Empfangszeiten des 
NTS-Senders «Freies Russland». 
NTS gab auch Broschüren und 
Zeitungen heraus, die oft zur Tar-
nung das Deckblatt sowjetischer 

Publikationen trugen. Bekannt ist 
folgendes: Von 1951 bis 1957 ver-
brachte er über 97 Millionen Flug-
blätter, zirka sieben Millionen Zei-
tungen und 930'000 Broschüren 
primär in die DDR, aber ebenfalls 
in die Ostblockstaaten und die 
Sowjetunion. Zumeist erfolgte 
dies durch riesengrosse Luftbal-
lons, die über einer im Voraus be-
stimmbaren Gegend ihre Last (bis 
zu 70 kg Flugblätter auf extra dün-
nem Papier) buchstäblich vom 
Himmel fallen liessen.

Der KGB bekämpfte NTS in West-
deutschland mit Mordanschlägen 
und Entführungen, sein Sender 
bei Frankfurt am Main wurde von 
einem KGB-Sabotagetrupp – 
wenn auch nur vorübergehend – 
zerstört.

Ob dieser Widerstand im Unter-
grund mit ihren Aktionen grösse-
ren Erfolg hatte, ist schwer zu be-
urteilen. Zumindest zeigte er den 
Offizieren und Soldaten aus 
Russland, dass es eine andere 
und weitaus bessere Welt gab als 
ihre Sowjet-Diktatur. +

Donnerstag, 13. Oktober 2022, in Bern
Kaserne, Auditorium, Papiermühlestr. 13+15, 3000 Bern 22
(im Navigationssystem eingeben: Kasernenstrasse 27)

Beginn:  18.45 Uhr  Apéro / 19.30 Uhr  Referat

Einladung zum Fachreferat von Divisionär aD Peter Regli

«Wie weiter mit der Ukraine, Putin und Xi?»

Der ehemalige Chef des Schweizer Nachrichtendienstes spricht zum Thema:

Es laden herzlich ein: 

Die Vereinigung PRO LIBERTATE www.prolibertate.ch 

und das Parteiunabhängige 
Informationskomitee PIKOM www.pikom.ch 

Friedrich-Wilhelm Schlomann
Königswinter/Bonn (D)

Geschichte Linke TräumerLinke TräumerLeserbrief

Georg Vancura
Buchs AG

Mit dem Konflikt in der Ukraine 
wird wohl auch dem gutgläubigs-
ten Schweizer klar, woher der 
Wind weht. Finnland hat 65 F-35 
bestellt, und das Land hat wohl 
nicht die Finanzkraft der Schweiz. 
Das Verhalten der Linken zeigt ein-
mal mehr, wie verbohrt diese Leu-
te sind. Sie sind für alles, was un-
serer Gesellschaft und Wirtschaft 
schaden kann und träumen von ei-

ner anderen Welt. Die ganze gi-
gantische Umverteilung wird ei-
nes Tages unsere wirtschaftlichen 
Aktivitäten und damit unseren 
Wohlstand reduzieren. Bereits 
heute investiert unsere Wirtschaft 
mehr Geld im Ausland als bei uns. 
Weder Nestlé noch  UBS oder 
Roche brauchen die Schweiz. Sie 
sind nur noch aus Folkloregrün-
den hier und ermöglichen damit 

den linken Träumern ihre Fürze. 
Diese haben aber unserer Armee 
damit sehr geschadet – auch weil 
die Bürgerlichen mit der Reduk-
tion der Militärausgaben lieber die 
Sozialleistungen ausbauten, was 
der Wiederwahl ja gedient hat. Va-
terschaftsurlaub anstatt Panzer.

Rene Gubler
Ex-Motf Of Stab Flab Rgt 7



Shi Wu Fei
Hongkong

Markus Somm: «Warum die 
Schweiz reich geworden ist. 
Mythen und Fakten eines Wirt-
schaftswunders», 296 Seiten, 
Stämpfli Verlag, Bern

ISBN 978-3-7272-1288-8
Verkaufspreis: 49 Franken

Sturmwarnung vor 
heimtückischer Gemütlichkeit 
Sturmwarnung vor 
heimtückischer Gemütlichkeit 

Gesellschaft

Wir erleben seit einigen Jahr-
zehnten einen epochalen ge-
sellschaftlichen Wandel. Aus-
gelöst durch ein politisches 
Seilziehen um Grundwerte, um 
zwei diametral entgegenste-
hende Staats- und Gesell-
schaftsmodelle: die Sozialisie-
rung oder die Individualisie-
rung. Der staatspolitische 
Trend geht klar Richtung Sozia-
lisierung, was sich leider zu-
nehmend stärker auf das indivi-
duelle Verhalten der Bevölke-
rung auswirkt. 

Das bequeme Modell der Soziali-
sierung (Basis: Staat, Gesell-
schaft), bei dem der Staat für alles 
sorgt, bedeutet Entmündigung 
der Bürger und Einschränkung 
der Freiheiten und ist höchst kos-
tenintensiv. Der Staat sorgt zwar 
für alles, schreibt aber auch jedem 
alles vor. Dieser Vorsorgestaat, 
diese Haltung, dass für alles und 
jedes Bedürfnis genügend Geld 
vorhanden ist, basiert auf dem 
Prinzip des grosszügigen Geld-
ausgebens, denn Geld sei ja an-
geblich genügend vorhanden; das 
fördert das Schuldenmachen 
(Ignorieren der Schuldenbremse, 
wenn nötig mit Rückgriff auf 
Steuererhöhungen oder die Na-
tionalbankreserven). 

Die Sozialisierung führt zu einer 
staatlichen Vorschriftswut, zu ei-
ner enormen Regulierungsdichte, 
zur Paternalisierung menschli-
chen Verhaltens (staatliche Ver-
haltens- und Ernährungsvor-
schriften seitens des BAG etc.), 
somit zu einer ausufernden Büro-
kratisierung und einer teuren Auf-
blähung des Verwaltungsappa-
rats. Die Staatsquote ist in kon-
stanter Erhöhung. Die Freiheit der 
Individuen wird eingeschränkt.

Die Individualisierung

Das Modell der Individualisierung 
(Basis: Individuum, Familie, 
Markt) beruht auf dem Prinzip der 
Eigenverantwortung. Der mündi-
ge Bürger soll primär selber für 

sein Dasein sorgen. Die Preis-
politik ist Sache des Marktes, d.h. 
von Angebot und Nachfrage. Der 
Staat soll nur dort intervenieren 
wo unbedingt nötig. Dieses Mo-
dell ist punkto Staatsausgaben 
weitaus kostengünstiger. Das 
Prinzip beruht darauf, dass man in 
guten Zeiten möglichst sparen soll-
te, um für schlechtere Zeiten vor-
zusorgen. Das limitiert die Büro-
kratisierung, die Staatsquote 
bleibt tiefer. Die Freiheit der 
Individuen bleibt erhalten.

Das Sozialisierungsmodell 
nimmt überhand… 

Leider nimmt zusehends das So-
zialisierungsmodell überhand und 
beeinflusst respektive diktiert 
mehr und mehr auch das individu-
elle Verhalten der Bevölkerung. 
Die staatliche Sozialisierung führt 
dazu, dass man zunehmend nur 
noch Rechte beansprucht. Will 
heissen: Man lässt es sich gemüt-
lich sein, denn der Staat wird im 
Bedarfsfall schon vorsorgen, sei 
es punkto eigener Lebenshaltung, 
Arbeitverhältnisse, Altersvorsor-
ge, Gesundheit etc.

Das Individualisierungsmodell (Ei-
genverantwortung) beruht auf 
dem Prinzip, dass der einzelne 
Bürger nicht nur Rechte bean-
sprucht, sondern auch Pflichten er-
füllt. Dies dadurch, dass er selber 
für sich sorgt, aktiv etwas tut 

Quo vadis?       Foto: pixabay.com

(punkto Lebenshaltung aufgrund 
der eigenen Einkommensverhält-
nisse, Sparen fürs Alter, Gesund-
heit, Arbeitsmarkt etc.). 

Denn…

…wer gibt sein Geld heutzutage 
nicht gerne aus für Ferien, Luxus-
käufe etc., statt zu sparen? Wenn 
es finanziell dann nicht reichen 
sollte, beansprucht man die 
grosszügige staatliche Sozial-
hilfe;

…wer sorgt sich noch um die eige-
ne Gesundheit und seine Kosten? 
Die Krankenkasse bezahlt ja al-
les; zudem zahlt ja der Staat die 
stetig steigenden Prämien zuse-
hends voll oder teilweise;

…wer strengt sich noch an, um in-
dividuell durch bessere oder höhe-
re Arbeitsleistungen einen höhe-
ren Lohn zu erzielen? Man strebt 
stattdessen eine optimale Work-
life-Balance an, d.h. nur Teil-
zeitarbeit mit möglichst viel Raum 
für Vergnügen, Freizeit und Fe-
rien; der Staat bzw. vor allem die 
Gewerkschaften werden schon 
dafür sorgen, dass die gesamte 
Berufskategorie ohne Mehrleis-
tung bessergestellt wird; 

…wer will denn noch dreckige, ar-
beitsintensive oder sonst wie 
unangenehme Arbeiten verrich-
ten, wenn man dafür ausländi-
sches Personal und Grenzgänger 
einsetzen kann? Die daraus resul-
tierenden Migrationsprobleme 
wird der Staat schon lösen;

…wer will denn heutzutage nicht 
auch noch bis ins hohe Alter stu-
dieren (statt arbeiten zu gehen?), 
möglichst Geisteswissenschaf-
ten. Ungeachtet der mangelnden 
Eignung und Fähigkeiten. Falls nö-
tig setzt man dafür staatlich die 
Anforderungen für die nötigen 
Zulassungs- und Abschlussprü-
fungen einfach tiefer an. Doch der 
«Soziologieprofessoren» haben 
wir beileibe schon genug; was uns 
fehlt sind vielmehr tüchtige 
Handwerker; 

…wer will seine Kinder heute 
denn noch selber erziehen? Viel 

Die Zwei-Faktor-Authentisie-
rung erhöht den Schutz vor 
Cyberattacken auf die eigene 
Informatik-Infrastruktur.  
Foto: pixabay.com

Thomas Fuchs
Grossrat und a/Nationalrat, Präsident 
Vereinigung PRO LIBERTATE, Bern

besser ist es doch, sie möglichst 
schon ab Geburt in einen Kinder-
hort, in eine Kita abzuschieben: 
mehr Freizeit. Zudem: Die elterli-
che Eigenerziehung ist lästig und 
aufwendig und man bezahlt sie 
selber, während die Kitas staatlich 
subventioniert und zusehends gra-
tis sind.

Die Beispiele liessen sich beliebig 
vermehren.

Populismus?

Für eine grenzenlose Sozialisie-
rung mit entsprechender Ausga-
benpolitik treten die Parteien SP 
und Grüne ein. Leider auch die 
mehrheitlich links tickende GLP 
und die einst «bürgerlich» orien-
tierten Parteien CVP (heute: Die 
Mitte) und FDP. Als einzige Partei 
warnt die SVP vor allzu grosser 
Ausgabenfreudigkeit. Sie möchte 
die heutige Ausgabenfreudigkeit 
bremsen und vermehrt demokrati-
scher Kontrolle unterwerfen 
(durchs Parlament und wenn mög-
lich durchs Volk). Doch ausge-
rechnet ihr wird regelmässig 
Populismus vorgeworfen. Aber ist 
denn nicht vielmehr der Soziali-
sierungstrend der anderen Par-
teien, der jede zusätzliche teure 
Staatsausgabe für problemlos be-
zahlbar erklärt, weitaus populisti-
scher?

Dieser Trend ist gefährlich

Dieser Sozialisierungstrend ist 
nicht nur gesellschaftlich zweifel-
haft, sondern auch superteuer. 
Denn wer bezahlt dafür, dass auf 
staatliches Geheiss hin mehr und 
mehr Eigenkosten auf einfachs-
tem Wege auf die Gesellschaft ab-
gewälzt werden können? Wo fin-
det man die nötigen Finanzen?  
Durch Weiterreichung der Schul-
den an künftige Generationen? 
Durch Anzapfung der National-
bankreserven? Oder mittels 
Steuererhöhungen? Doch aufge-
passt: Steuern bezahlen heutzu-
tage nur noch Gutsituierte. In 
Genf beispielsweise zahlen be-
reits heute 36% der Bevölkerung 
überhaupt keine Steuern mehr. In 
anderen Kantonen sieht es nicht 
viel besser aus. Und schweizweit 
zahlt rund ein Drittel der Bevöl-
kerung seine Krankenkassen-
prämien nicht mehr selber oder 
nur noch teilweise; das übernimmt 
dann der Staat.

Was tun?

Abhilfe zu schaffen ist schwierig. 
Es geht uns insgesamt (noch) zu 
gut. Der gesellschaftliche Lei-
densdruck und die Leidensbereit-
schaft sind (noch) zu tief, um ein 
radikales Umdenken herbeizufüh-
ren. Wir suhlen uns in unserer 
Wohlstandsverwahrlosung. Dies 
im Gottvertrauen, dass alles so 
bleiben wird wie es ist. Und 
schlimmer noch: Wir erziehen re-
spektive verwöhnen unsere Kin-
der aus purer Bequemlichkeit oh-
ne jegliche Verhaltens- und Leis-
tungsforderungen zu einer gren-
zenlosen, mitunter ins aggressiv 
Arrogante abgleitenden An-
spruchshaltung. Somit wird's künf-
tig zumindest kurzfristig kaum bes-
ser werden. Wer dagegen etwas 
einzuwenden hat, hat es heutzu-
tage schwer, gilt er doch als 
Populist. Diese Geisteshaltung be-
trachte ich persönlich mit grosser 
Skepsis. Lange kann das nicht gut 
gehen. Irgendwann kommt dann 
der Crash.

Dr. rer. pol. Roland Burkhard
Bern
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Festung Waldbrand 
bei Beatenberg im 
Berner Oberland: 
D a n k  d e m  
ausserordentlichen 
Einsatz zahlreicher 

Katajun Amirpur: «Khomeini, der 
Revolutionär des Islams», 352 
Seiten, Beck-Verlag, München

ISBN 978-3-406-76873-6
Verkaufspreis: 44 Franken

Kernenergie wieder im FokusKernenergie wieder im FokusEnergiepolitik

Während Amerika und Asien 
schon länger auf Kernkraft set-
zen, realisiert man nun auch in 
Europa, dass eine Energiewende 
mit Sonne und Wind allein keine 
adäquate Alternative darstellen. 
Just an Silvester verkündete die 
EU-Kommission, dass Atomener-
gie (und Erdgas) unter bestimm-
ten Bedingungen ein grünes 
Label erhalten soll. Damit sollen 
Investoren dazu bewegt werden, 

entsprechende Anlagen zu finan-
zieren. Rückhalt hat die Kern-
energie insbesondere in Frank-
reich. Deutschland, das wie die 
Schweiz eine Abkehr von der 
Kernenergie eingeschlagen hat, 
importiert heute bereits fünf Mal 
mehr Strom aus Frankreich, als es 
dorthin exportiert. Kohle und Gas 
ersetzen beim nördlichen Nach-
barn die Bandenergie, die zuvor 
aus KKW gewonnen worden ist. 
Wirklich «grün» ist diese Form der 
Energiewende nicht. Den gröss-
ten Vorteil daraus zieht Russland, 
das mit (gedrosselten) Gaslie-
ferungen Politik betreibt. +

Sandra Schneider
Grossrätin und Stadträtin,  
Biel/Bienne

Neutralität: Ein delikater, aber 
notwendiger Balanceakt
Neutralität: Ein delikater, aber 
notwendiger Balanceakt

Aussenpolitik

Bis zu welchem Grad soll sich die 
Schweiz einer Seite anschlies-
sen? Tatsache ist, dass Neutrali-
tät schwierig auszutarieren und 
nicht starr ist. Seit vielen Jahren 
verfolgt die Schweiz eine Politik 
der Vorsicht, die darin besteht, 
nicht direkt Sanktionen zu ergrei-
fen, aber dafür zu sorgen, dass 
Sanktionen, die von anderen 
Staaten ergriffen wurden, nicht via 
den Finanz- und Wirtschafts-
standort Schweiz umgangen 
werden. Der Ermessensspiel-
raum zwischen einer solchen Po-
litik und der von einigen ge-
wünschten systematischen An-
gleichung ist relativ gross. Heute 
hat sich der Bundesrat den EU-
Sanktionen angeschlossen, aber 
es wäre wünschenswert, wenn er 
dieser Übernahme auch Grenzen 
setzt, um in den Augen der Kriegs-

besser ist es doch, sie möglichst 
schon ab Geburt in einen Kinder-
hort, in eine Kita abzuschieben: 
mehr Freizeit. Zudem: Die elterli-
che Eigenerziehung ist lästig und 
aufwendig und man bezahlt sie 
selber, während die Kitas staatlich 
subventioniert und zusehends gra-
tis sind. Die Beispiele liessen sich 
beliebig vermehren.

Populismus?

Für eine grenzenlose Sozialisie-
rung mit entsprechender Ausga-
benpolitik treten die Parteien SP 
und Grüne ein. Leider auch die 
mehrheitlich links tickende GLP 
und die einst «bürgerlich» orien-
tierten Parteien CVP (heute: Die 
Mitte) und FDP. Als einzige Partei 
warnt die SVP vor allzu grosser 
Ausgabenfreudigkeit. Sie möchte 
die heutige Ausgabenfreudigkeit 
bremsen und vermehrt demokrati-
scher Kontrolle unterwerfen (via 
Parlament und wenn möglich 
durchs Volk). Doch ausgerechnet 
ihr wird regelmässig Populismus 
vorgeworfen. Aber ist denn nicht 
vielmehr der Sozialisierungs-

trend der anderen Parteien, der je-
de zusätzliche teure Staatsaus-
gabe für problemlos bezahlbar er-
klärt, weitaus populistischer?

Dieser Trend ist gefährlich

Dieser Sozialisierungstrend ist 
nicht nur gesellschaftlich zweifel-
haft, sondern auch superteuer. 
Denn wer bezahlt dafür, dass auf 
staatliches Geheiss hin mehr und 
mehr Eigenkosten auf einfachs-
tem Wege auf die Gesellschaft ab-
gewälzt werden können? Wo fin-
det man die nötigen Finanzen?  
Durch Weiterreichung der Schul-
den an künftige Generationen? 
Durch Anzapfung der National-
bankreserven? Oder mittels 
Steuererhöhungen? Doch aufge-
passt: Steuern bezahlen heutzu-
tage nur noch Gutsituierte. In 
Genf beispielsweise zahlen be-
reits heute 36% der Bevölkerung 
überhaupt keine Steuern mehr. In 
anderen Kantonen sieht es nicht 
viel besser aus. Und schweizweit 
zahlt rund ein Drittel der Bevöl-
kerung seine Krankenkassen-
prämien nicht mehr selber oder 

nur noch teilweise; das übernimmt 
dann der Staat.

Was tun?

Abhilfe zu schaffen ist schwierig. 
Es geht uns insgesamt (noch) zu 
gut. Der gesellschaftliche Lei-
densdruck und die Leidensbereit-
schaft sind (noch) zu tief, um ein 
Umdenken herbeizuführen. Wir 
suhlen uns in unserer Wohl-
standsverwahrlosung. Dies im 
Gottvertrauen, dass alles so blei-
ben wird wie es ist. Und schlimmer 
noch: Wir erziehen respektive ver-
wöhnen unsere Kinder aus purer 
Bequemlichkeit ohne jegliche Ver-
haltens- und Leistungsforderun-
gen zu einer grenzenlosen, mitun-
ter ins aggressiv Arrogante abglei-
tenden Anspruchshaltung. Somit 
wird es künftig zumindest kurzfris-
tig kaum besser werden. Wer da-
gegen etwas einzuwenden hat, 
hat es heutzutage schwer, gilt er 
doch als Populist. Diese Geis-
teshaltung betrachte ich persön-
lich mit grosser Skepsis. Lange 
kann das nicht gut gehen. Irgend-
wann kommt dann der Crash. +

Geschichte Angriffsziel SchweizAngriffsziel SchweizZweiter
Weltkrieg

Unter dem Decknamen «Operation Tannenbaum» 
plante Hitlers Wehrmacht den Einmarsch in die 
Schweiz. Der Auftrag wurde zwei Wochen nach 
Unterzeichnung des Handelsvertrages zwischen dem 
Deutschen Reich, Italien und der Schweiz erteilt. Die 
Reduit-Strategie war eine strategisch-taktische Glanz-
leistung. Die Schweizer Armee war damals die Einzige 
in Europa, die nach Kriegsausbruch den Mut aufbrach-
te, die Armee umfassend umzugruppieren. Alle ande-
ren liessen sich überrennen resp. einkesseln.

Hans von Atzigen, Spreitenbach AG

Die Schweiz der vergangenen 
200 Jahre war immer wieder 
das Ziel von ausländischen 
Operationsplänen, welche bis 
1815 gelegentlich ausgeführt 
wurden. Seither sind sie Papier 
geblieben, was aber in keiner 
Art und Weise ihre Ungefähr-
lichkeit belegt. Das Buch 
«Operationsziel Schweiz» 
zeigt die Geschichte dieser 
Planspiele auf. 

Bestell-Talon siehe Seite 8

Matthias Kuster, Jürg Stüssi-Lauterburg, Hans Luginbühl, Wilfred Grab:

Operationsziel Schweiz:  Angriffe und Angriffspläne gegen die Schweiz seit 1792 – Verteidigung und 
Verteidigungspläne der Schweiz seit 1792, 153 Seiten, mit Illustrationen. ISBN 978-3-9523667-8-3

UCB H-
TIPP

Foto: zvg
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Mitgliederbeitrag schon einbezahlt? Herzlichen Dank!
PC 30-26847-0 (IBAN CH23 0900 0000 3002 6847 0)

PRO LIBERTATE

Adrian Amstutz, René E. Gygax: «Den Eiger kümmerts nicht», 252 Seiten, 
Werd & Weber Verlag, Thun. ISBN 978-3-03818-235-1, Preis: 39 Franken

Schweiz. Vereinigung für Schiff-
fahrt und Hafenwirtschaft (SVS)
SVS Aktuell, Ausgabe 1/2021

Trotz der unverminderten Kämpfe 
in Berlin war mit Hitlers Selbst-
mord die bisherige Staatsordnung 
Deutschlands zusammengebro-
chen, die neue in Form des 
Systems der siegreichen Besat-

Geschichte 1945: Acht Tage im Mai1945: Acht Tage im MaiBuch-Tipp

Peter Baumgartner: «Suchender 
Denker und Forschender Ma-
cher», 140 Seiten, Verlag Läde-
rach, Bern

ISBN 978-3-08078-2
Verkaufspreis: 29 Franken

Dr. Roland Haudenschild
Spiegel bei Bern

Jetzt in der Agenda vormerken:
Der traditionelle Herbstausflug der 
Vereinigung PRO LIBERTATE findet statt am:

Freitag, 9. September 2022
Einladung und Details folgen.

Damit die Schweiz frei bleibt: Unterstützen Sie 
PRO LIBERTATE mit Ihrer Spende: PC 30-26847-0
IBAN CH23 0900 0000 3002 6847 0

Spenden sind ebenfalls in WIR 
möglich und herzlich willkommen:
IBAN CH43 0839 1260 7737 7000 0

Geschichte Sold und SolderhöhungSold und SolderhöhungSchweizer 
Armee

Die finanzielle Entschädigung von 
Armeeangehörigen im Dienst be-
steht aus Sold, Soldzulagen und 
Erwerbsersatz (EO). Der Sold rich-
tet sich einzig nach dem militäri-
schen Grad. Wer befördert wird, 
hat ab dem Gültigkeitsdatum der 
Beförderung Anrecht auf den hö-
heren Sold. Diesen Sold erhalten 
die Angehörigen der Armee ab 
dem 1. Januar 1987:

Der Sold von Armeeangehörigen 
soll an die Kaufkraft angepasst 
und regelmässig überprüft wer-
den. So verlangt es der National-
rat mit einer Motion aus der SVP-
Fraktion, die er im Juni 2021 ange-
nommen hat. SVP-Nationalrat 
David Zuberbühler (Fourier) mach-
te geltend, dass der Sold 1987 
das letzte Mal angepasst worden 
sei. Eine Anpassung ans heutige 
Preisniveau sei daher überfällig. 
Sicherheit sei keine Selbstver-
ständlichkeit, aber Voraussetzung 
für Wohlstand und für eine gut 
funktionierende Gesellschaft. 
Und der Sold sei ein Zeichen der 

Wertschätzung gegenüber den 
Armeeangehörigen.

Der Bundesrat beantragte ein 
Nein zur Motion. Er verwies in sei-
ner ablehnenden Stellungnahme 
auf die symbolische Bedeutung 
des Soldes auf die laufend der 
Teuerung angepassten Entschä-
digungen aus der EO. Überdies er-
hielten die Armeeangehörigen 
während ihres Dienstes freie Kost 
und Logis. Eine Anpassung des 
Soldes an die Kaufkraft würde – al-
le Dienstgrade eingerechnet – 
rund 15 Millionen Franken pro 
Jahr kosten. Weil auch der Sold 
beim Schutzdienst und beim Zivil-
dienst angepasst werden müsste, 
müssten Bund, Kantone und Ein-
satzbetriebe mit Kosten von wei-
teren 5 Millionen Franken rech-
nen.

Die Sicherheitspolitische Kom-
mission des Ständerates (SiK) be-
antragte im November 2021 ihrem 
Rat, die Motion anzunehmen und 
folgte damit dem Beschluss des 
Nationalrates. Die Kommissions-
mehrheit hält fest, dass dem Sold 
eine symbolische Bedeutung zu-
kommt, da die monetäre Entschä-
digung der Dienstleistenden über 
den Erwerbsersatzausgleich er-
folgt. Die Solderhöhung würde 
zwar bescheiden ausfallen, wäre 
aber ein Zeichen der Anerken-
nung gegenüber den Dienstleis-
tenden. Die Mehrheit erachtet den 
Zeitpunkt für eine Solderhöhung 
als gekommen, da der Sold an-
sonsten längerfristig wohl abge-
schafft werden müsste. Die letzte 
Solderhöhung geht auf das Jahr 
1987 zurück. Gemäss der Kom-
missionsmehrheit könnte mit ei-

ner Solderhöhung daher ein posi-
tives Zeichen gegenüber den 
Dienstleistenden gesetzt werden. 
Die mit einer solchen Erhöhung 
verbundenen Kosten erachtet sie 
als vertretbar. In den Augen der 
Kommissionsminderheit sollte ei-
ne allfällige Solderhöhung im grös-
seren Rahmen der Arbeiten zur 
Alimentierung der Armee und des 
Zivilschutzes angegangen wer-
den und keine isolierte Massnah-
me darstellen. Die Wertschätzung 
der Dienstleistenden werde durch 
gute Rahmenbedingungen wie 
zum Beispiel eine moderne Aus-
bildung zum Ausdruck gebracht. 
Die beantragte Solderhöhung wür-
de nur eine geringe Wirkung ent-
falten, aber beträchtliche Kosten-
folgen für Armee, Kantone und 
Einsatzbetriebe haben. 

Die Kommission war sich be-
wusst, dass aufgrund der gelten-
den Rechtsgrundlagen die Er-
höhung des Soldes der Angehöri-
gen der Armee auch eine entspre-
chende Erhöhung des Soldes der 
Zivilschutzleistenden und des Ta-
schengeldes der Zivildienstleis-
tenden nach sich ziehen wird. An 
ihrer Sitzung vom August 2021 hat-
te die Kommission das VBS be-
auftragt, eine Übersicht über sämt-
liche Entschädigungsleistungen 
an die Armee, den Zivilschutz und 
den Zivildienst zu erstellen. So 
konnte die Kommission die ver-
schiedenen Leistungen verglei-
chen und evaluieren, welche fi-
nanziellen Auswirkungen eine 
Annahme der Motion hätte. 

Das Parlament beauftragte letzt-
endlich den Bundesrat, den Sold 
für Dienstleistende an das heutige 
Preisniveau anzugleichen. Weiter 
muss der Bundesrat regelmässig 
prüfen, ob der Sold noch eine an-
gemessene Kaufkraft ausweist. 
«Nach über 30 Jahren ist es 
längst überfällig, den Sold an das 
heutige Preisniveau anzuglei-
chen», begründete Nationalrat 
Zuberbühler seinen Vorstoss. Die 
Eidgenössischen Räte folgten die-
ser Argumentation. +

Rekrut
Soldat

Gefreiter
Obergefreiter

Korporal
Wachtmeister

Oberwachtmeister
Feldweibel

Fourier
Hauptfeldweibel

Adjutantunteroffizier
Stabsadjutant
Hauptadjutant
Chefadjutant

Leutnant
Oberleutnant

Hauptmann
Major

Oberstleutnant
Oberst

Brigadier
Divisionär

Korpskommandant

Fr. 4.00
Fr. 5.00
Fr. 6.00
Fr. 6.50
Fr. 7.00
Fr. 8.00
Fr. 8.50
Fr. 9.00
Fr. 9.50
Fr. 9.50
Fr. 10.00
Fr. 11.00
Fr. 11.50
Fr. 11.50
Fr. 12.00
Fr. 13.00
Fr. 16.00
Fr. 18.00
Fr. 20.00
Fr. 23.00
Fr. 25.00
Fr. 27.00
Fr. 30.00

Foto: © VBS/DDPS



8

Seite AchtSchöne 
Schweiz Statue du Christ-Roi, Lens VSStatue du Christ-Roi, Lens VS

Das Kloster Mariastein im Solothur-
ner Bezirk Dorneck nahe Basel ist 
eine Benediktinerabtei und nach Ein-
siedeln der bedeutsamste Wall-
fahrtsort der Schweiz.

Eine Legende berichtet, dass ein 
kleiner Hirtenjunge mit seiner Mutter 
auf dem Feld hoch auf dem Fels-
plateau, auf dem heute die Anlage 
steht, das Vieh hütete. Während die 
Mutter in der Mittagshitze in einer 
Höhle Schlaf suchte, wagte sich das 
Kind beim Spielen zu nah an die 
Klippe und fiel die steile Felswand 
hinunter. Als die Mutter erwachte, ihr 
Kind nicht mehr fand und ins Tal eilte, 
traf sie ihren Sohn dort unversehrt 
an. Er berichtete, er sei von einer 
Frau aufgefangen worden. Der Vater 
des Kindes war sich sicher, dass es 
sich bei jener mysteriösen Frau, die 
ihm sein Sohn beschrieb, nur um die 
Erscheinung der Gottesmutter Maria 
handeln könne. Zum Dank für die 
Rettung liess er ihr zu Ehren eine 
Kapelle über der Höhle errichten, in 
der die Mutter geschlafen hatte.

Foto: David Herzig
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Die Bestrebungen und Ziele 
von PRO LIBERTATE für die 
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einer «gesunden» Schweiz 
interessieren mich!
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...... Expl.  DVD «Das Réduit – Geschichte von 1939 bis 1945» zum Preis von 24 Franken

...... Expl.  USB-Stick «Das Réduit – Geschichte von 1939 bis 1945» zum Preis von 24 Franken

...... Expl.  «Operationsziel Schweiz» zum Spezialpreis von 29 Franken (statt 39 Franken)

...... Expl.  «Wie sich die Schweiz rettete» zum Spezialpreis von 49 Franken (statt Fr. 79.–)

...... Expl.  General-Guisan-Gedenkmünze: «Ernennung zum General vor 80 Jahren»
 inkl. Broschüre zum Spezialpreis von 25 Franken

...... Expl.  «F-35A» – Faktenblatt zum geplanten neuen Kampfflugzeug (kostenlos)

...... Expl.  «Freier Fels in brauner Brandung» zum Spezialpreis von Fr. 29.– (statt Fr. 39.–)

...... Expl.  «Mein Leben im Schatten der Berliner Mauer» zum Preis von 8 Franken

...... Expl.  «Schweizer Armee – Tauglich für den Verteidigungsfall oder teure 
Luftschloss-Armee?» zum Preis von 8 Franken

...... Expl.  «Schweizer Billig-Armee – im Hybrid-Modus von Bundesrätin Viola Amherd» 
zum Preis von 8 Franken

...... Expl.  «Marignano 1515–2015» zum Sonderpreis von 29 Franken

...... Expl.  «Pour le Mérite – Der unglaubliche Werdegang der Sophie Töpfer» 
 zum Preis von 29 Franken

...... Expl.  «Graue Sequenz – Episoden des Kalten Krieges» zum Preis von 19 Franken 

...... Expl.  «Fauvette – Die stille Front» zum Preis von 9 Franken

...... Expl.  «Nacht und Licht» zum Spezialpreis von 25 Franken (statt 35 Franken)

...... Expl.  «Die Gotteskrieger – Die unterschätzte Bedrohung» zum Preis von 8 Franken

...... Expl.  «Christen und Muslime in einer Demokratie. Geht das?» zum Spezialpreis von 
24 Franken (statt 30 Franken)

...... Expl.  «Identität Schweiz» zum Preis von 10 Franken
*zzgl. Porto und Verpackung

Bestellen Sie 
 jetzt die DVD 
  «Das Réduit»

Oberhalb von Sion ragt auf der Colline du Châtelard die 15 Meter hohe Christus-
König-Statue in den Himmel. Eingeweiht wurde das Monument am 22. September 
1935, symbolträchtig hoch über dem Rhonetal platziert.             Foto: David Herzig

Linke Verhinderungs-
Initiative eingereicht

Die von SP, Grünen und GSoA 
getragene «Stop F-35» Initia-
tive wurde am 16. August 2022 
nach langer Hinhalte-Taktik 
doch noch eingereicht. Trotz 
grossem medialem Rummel 
sind dabei «nur» 103’000 gülti-
ge und beglaubigte Unter-
schriften zusammen gekom-
men. Der Wind hat gedreht. 
Das Volk hat sich bereits zum 
Kauf neuer Kampfjets ent-
schieden. In der Evaluation 
hat sich der F-35 als das geeig-
netste Modell herausgestellt. 
Für PRO LIBERTATE ist diese 
linke Verhinderungs-Initiative 
kein Grund, am Fahrplan zu rüt-
teln. Weitere Verzögerungen 
sind aus demokratie- und auch 
aus sicherheitspolitischen Über-
legungen nicht angebracht!


